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BEZUG chreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 5. Mai 2011  

GZ  
D

angeben) 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 

Buchführungspflichten 
1 die im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit inländisches 

   

F  
Buchstabe f Doppelbuchstabe aa und § 49 Absatz 1 Nummer 6 EStG 
 

  S
- IV C 3 - S 2300/08/10014, Dok 2011/0347821  

IV C 3 - S 2300/08/10014 
OK  2011/0349521 

 
  (bei Antwort bitte GZ und DOK 

Länder gilt für die Ermittlung der Einkünfte im Sinne des § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buch-

stabe f Doppelbuchstabe aa EStG ab dem Veranlagungszeitraum 2009 Folgendes: 

 

Beschränkt Steuerpflichtige, 

unbewegliches Vermögen, im Inland belegene, in ein inländisches öffentliches Buch oder 

Register eingetragene oder in einer inländischen Betriebsstätte oder einer anderen Ein-

richtung verwertete Sachinbegriffe oder Rechte vermieten, verpachten oder veräußern, 

erzielen mit diesen Tätigkeiten auch dann Einkünfte aus Gewerbebetrieb im Sinne von 

§ 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f EStG, wenn sie im Inland weder eine Betriebsstätte 

unterhalten noch einen ständigen Vertreter für das Inland bestellt haben. Bei beschränkt 

steuerpflichtigen Körperschaften, die mit einer inländischen Kapitalgesellschaft oder 

sonstigen juristischen Person im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 KStG vergleich-

bar sind, wird das Vorliegen entsprechender gewerblicher Einkünfte nach § 49 Absatz 1 

Nummer 2 Buchstabe f Satz 2 EStG fingiert. Beschränkt steuerpflichtige natürliche Per-



 
Sei

licht nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f EStG 

richtet sich nach §§ 140, 141 AO. Nach 

4 145 ff. AO sowie 

Aufzeichnungen sind im Inland zu führen und 

Gewinnermittlung 

6 Besteht keine Buchführungspflicht und werden tatsächlich keine Bücher geführt, kann der 

Gewinn als Überschuss der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben nach § 4 

Absatz 3 EStG ermittelt werden.  

te 2  sonen, die im Rahmen einer vermögensverwaltenden Tätigkeit inländisches unbewegli-

ches Vermögen, im Inland belegene, in ein inländisches öffentliches Buch oder Register 

eingetragene oder in einer inländischen Betriebstätte oder einer anderen Einrichtung ver-

wertete Sachinbegriffe oder Rechte vermieten oder verpachten, erzielen Einkünfte i. S. d. 

§ 49 Absatz 1 Nummer 6 EStG. 

2 Der Erwerb eines die Steuerpf

begründenden Vermögensgegenstands ist der zuständigen Gemeinde gemäß § 138 

Absatz 1 AO innerhalb eines Monats nach dem Erwerb (Übergang von Nutzen und Las-

ten) anzuzeigen. Wurde die Vermietungstätigkeit bereits vor dem Jahr 2009 ausgeübt, 

stellt die Umqualifikation der zuvor vermögensverwaltenden Einkünfte in gewerbliche 

Einkünfte ab 1. Januar 2009 keine willentlich unternehmerische Entscheidung dar. Daher 

besteht bei Fortführung der Vermietungs- und Verpachtungstätigkeit keine (nachträgliche) 

Anzeigepflicht gemäß § 138 Absatz 1 AO. 

3 Die Verpflichtung zur Führung von Büchern 

§ 140 AO sind für die Besteuerung Bücher zu führen, wenn diese bereits nach „anderen 

Gesetzen als den Steuergesetzen“ zu führen sind, wobei auch ausländische Rechtsnormen 

eine Buchführungspflicht nach § 140 AO begründen können.  

Überschreitet der beschränkt Steuerpflichtige eine der in § 141 AO genannten Grenzen, 

hat die zuständige Finanzbehörde auf das Vorliegen der Buchführungspflicht nach 

§ 141 AO hinzuweisen. Der Hinweis soll mindestens einen Monat vor Beginn des Wirt-

schaftsjahrs bekannt gegeben werden, von dessen Beginn ab die Buchführungspflicht zu 

erfüllen ist (AEAO Nummer 4 zu § 141). Er kann in einem Steuer- oder Feststellungsbe-

scheid oder in einem gesonderten Verwaltungsakt erfolgen.  

Zudem sind die Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten nach §§ 

nach § 22 UStG zu beachten. Die Mitwirkungspflichten richten sich nach den allgemeinen 

Regelungen des § 90 AO. 

5 Die Bücher und sonstigen erforderlichen 

aufzubewahren (§ 146 Absatz 2 AO). Abweichend hiervon kann unter den Voraussetzun-

gen des § 146 Absatz 2a AO das Führen und Aufbewahren der elektronischen Bücher und 

der sonstigen erforderlichen elektronischen Aufzeichnungen in einem anderen Staat 

bewilligt werden. Zu den Vorlagepflichten von Büchern, Aufzeichnungen, Urkunden und 

sonstigen Geschäftspapieren vgl. §§ 97, 200 AO. 



 
Seite 3  7 ird der Gewinn nach § 4 Absatz 1 EStG einheitlich als Unter-

nn, wenn der beschränkt Steuerpflichtige im 

menhängenden Schulden zu 

triebsteile der Körperschaft. Bei der 

er 6 EStG und nach dem 31. Dezember 2008 Einkünfte nach § 49 Absatz 1 Num-

und 2 

In den übrigen Fällen w

schiedsbetrag zwischen dem Wert des Betriebsvermögens am Schluss des Wirtschafts-

jahrs und am Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs, vermehrt um den Wert der 

Entnahmen und vermindert um den Wert der Einlagen, ermittelt. Das Wirtschaftsjahr ent-

spricht dem Kalenderjahr; dies gilt auch da

Ausland ein abweichendes Wirtschaftsjahr hat. 

8 Wird der Gewinn infolge der Rechtsänderung ab dem Veranlagungszeitraum 2009 erst-

mals nach den Grundsätzen der Rz. 7 ermittelt, ist eine Eröffnungsbilanz aufzustellen. Zu 

Ansatz und Bewertung vgl. Rz. 11. In der Eröffnungsbilanz sind auf der Aktivseite ledig-

lich die in § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f EStG genannten Wirtschaftsgüter und 

auf der Passivseite die mit diesen Wirtschaftsgütern zusam

erfassen. Einnahmen und Ausgaben, die wirtschaftlich Veranlagungszeiträumen vor 2009 

zuzurechnen sind, sind im Zeitpunkt ihres Zu- oder Abflusses weiterhin als Einkünfte aus 

Vermietung und Verpachtung nach § 49 Absatz 1 Nummer 6 EStG anzusetzen, soweit es 

sich nicht um einen Fall des § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f i. d. F. des EStG vor 

Inkrafttreten der Neuregelung (Veräußerung) handelt. 

9 Eine Körperschaft im Sinne des § 2 Nummer 1 KStG, die mit einer Kapitalgesellschaft 

oder sonstigen juristischen Person im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 KStG ver-

gleichbar ist, hat nur einen Betrieb im Sinne des § 4h Absatz 1 EStG. Der Betrieb umfasst 

für Zwecke des Eigenkapitalvergleichs nach § 4h Absatz 2 Satz 1 Buchstabe c EStG dabei 

sowohl die inländischen als auch die ausländischen Be

Ermittlung des maßgeblichen Einkommens (§ 8a Absatz 1 KStG) ist der gesamte Bereich 

der Einkünfteerzielung im Sinne des § 49 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 EStG zu berücksich-

tigen. 

Bemessung der Abschreibung, Bewertung des Vermögens 

10 Für die Bemessung der Abschreibung sowie für die Bewertung von Vermögen, durch das 

vor dem 1. Januar 2009 Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung nach § 49 Absatz 1 

Numm

mer 2 Buchstabe f Doppelbuchstabe aa EStG erzielt werden, gilt das Nachfolgende: 

11  Inländisches unbewegliches Vermögen, im Inland belegene, in ein inländisches öffentli-

ches Buch oder Register eingetragene oder in einer inländischen Betriebsstätte oder einer 

anderen Einrichtung verwertete Sachinbegriffe oder Rechte, die nach dem 31. Dezember 

1993 und vor dem 1. Januar 2009 angeschafft oder hergestellt wurden, sind zum 1. Januar 

2009 unabhängig von der Gewinnermittlungsart nach § 6 Absatz 1 Nummer 1, 1a 

EStG mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten vermindert um die im Rahmen von 

§ 49 Absatz 1 Nummer 6 EStG tatsächlich geltend gemachten substanzbezogenen Abset-

zungen anzusetzen. Für Wirtschaftsgüter im Sinne des Satzes 1, die vor dem 1. Januar 
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ehrere Finanzämter zu, ist das Finanzamt zustän-

 wertvollste Teil des Vermögens befindet (§§ 19, 20 AO). 

14 

15  führt 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.  

 

Im Auftrag 

te 4  1994 angeschafft oder hergestellt wurden, tritt an die Stelle der Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten der Teilwert zum 1. Januar 1994, vermindert um die im Zeitraum vom 

1. Januar 1994 bis zum 31. Dezember 2008 im Rahmen von § 49 Absatz 1 Nummer 6 

EStG tatsächlich geltend gemachten substanzbezogenen Absetzungen. Auch nach dem 

31. Dezember 2008 gelten als AfA-Bemessungsgrundlagen die ursprünglichen Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten oder der Teilwert zum 1. Januar 1994; § 7 Absatz 1 Satz 5 

EStG kommt mangels Einlage nicht zur Anwendung. § 6b EStG ist mangels Bestehen 

einer inländischen Betriebstätte (§ 6b Absatz 4 EStG)  nicht anzuwenden. Teilwertab-

schreibungen nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 und Nummer 2 Satz 2 EStG sind bei 

Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 1, § 5 EStG zulässig. 

12 Ab dem Veranlagungszeitraum 2009 sind Absetzungen für Abnutzung für Gebäude in 

Höhe von 3 Prozent vorzunehmen (§ 7 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 EStG), soweit die übri-

gen Voraussetzungen des § 7 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 EStG erfüllt sind (z. B. keine 

Nutzung zu Wohnzwecken). 

Besteuerungsverfahren 

13 Zuständig für die Veranlagung (bzw. die Anordnung des Steuerabzugs nach § 50a 

Absatz 7 EStG) ist das Finanzamt, in dessen Bezirk sich das Vermögen befindet. Treffen 

die Voraussetzungen nach Satz 1 für m

dig, in dessen Bezirk sich der

Besteht in Fällen des § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f EStG und § 49 Absatz 1 

Nummer 6 EStG hinsichtlich der Festsetzung der Umsatzsteuer nach § 21 Absatz 1 Satz 2 

AO i. V. m. § 1 der Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung eine Zentralzuständigkeit für 

ein im Ausland ansässiges Unternehmen, ist zur Vermeidung einer abweichenden Zustän-

digkeit für die Umsatz- und Ertragsbesteuerung grundsätzlich eine Zuständigkeitsverein-

barung nach § 27 AO anzustreben, nach der das für die Ertragsbesteuerung zuständige 

Finanzamt auch für die Umsatzsteuer zuständig wird (vgl. AEAO zu §§ 21 und 27). 

Das Finanzamt kann zur Sicherstellung der Besteuerung den Steuerabzug nach § 50a 

Absatz 7 EStG anordnen, soweit dies bei vermuteter Gefährdung des Steueranspruchs 

anstelle der Festsetzung von Steuervorauszahlungen angebracht ist. 

Das Vorliegen der Voraussetzungen des § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f EStG

für sich genommen nicht zur Annahme einer Betriebsstätte im Sinne des § 2 Absatz 1 

Satz 3 GewStG. Eine Gewerbesteuerpflicht dieser Einkünfte besteht daher nicht. 
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